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Tarifvertragsreform 
zwischen Ökonomie und
Verfassung

Gewerkschaften sind Kartelle zur Aus-
schaltung eines Lohnunterbietungswett-
bewerbs der Arbeitnehmer im Wettbe-
werb um knappe Arbeitsplätze. Ein Ar-
beitgeberverband als Tarifvertragspartei
stellt ein Kartell insoweit dar, als das Inte-
resse einzelner Unternehmen ausge-
schaltet wird, sich Wettbewerbsvorteile
zu verschaffen, indem sie Arbeitskräfte zu
niedrigeren Löhnen gewinnen als ihre
Konkurrenten. Die wirtschaftlichen Wir-
kungen von Kartellen sind bekannt.

Die Kartellwirkungen

Etwas vereinfacht seien sie am Beispiel
eines Lohntarifvertrages in Erinnerung ge-
rufen (Möschel 1988; 2004a).

Die Mechanik

– Die Kartellvereinbarung trifft den markt-
räumenden Preis. Dann ist sie un-
schädlich. Ein solches Ergebnis wäre
freilich rein zufällig.

– Die Vereinbarung hält sich unterhalb
des markträumenden Preises. Dann
wird sie im verbleibenden Wettbewerb
korrigiert, erkennbar etwa an den sog.
Lohnspannen.

– Die Kartellvereinbarung liegt oberhalb
des markträumenden Preises. Dann
verringert sich, verglichen mit einem
kartelllosen Zustand, die Nachfrage
nach Arbeit. Die Relation von Arbeits-
kosten zu Kapitalnutzungskosten ver-
schlechtert sich zu Lasten des Pro-
duktionsfaktors Arbeit. Beschäfti-
gungseinsparende Rationalisierungen
werden lohnend, welche es ohne An-

stieg der Arbeitskosten nicht gewesen
wären. Preis- und Substitutionseffekt
des Kartells tragen zur Entstehung
oder Nichtverringerung von Arbeitslo-
sigkeit bei.

In das System ist ein Bias für diese dritte
Variante – Vereinbarung oberhalb des
markträumenden Preises – eingebaut. Die
auf einen Satz reduzierte Begründung lau-
tet: Wenn Gewerkschaften nur Ergebnis-
se erzielen, die kostenlos im Markt eben-
falls zu erreichen sind, machen sie sich
funktionslos.

Tarifvertragskartelle weisen eine Beson-
derheit auf: An ihrem Abschluss ist ein Ar-
beitgeberverband (bzw. bei einem Haus-
tarifvertrag ein Unternehmen) als vertika-
les Gegenmachtelement beteiligt. Doch
ein Arbeitgeberverband ist kein Sachwal-
ter eines öffentlichen Interesses an Voll-
beschäftigung. Was für den Verband zählt,
ist die Wettbewerbsfähigkeit der ange-
schlossenen Unternehmen. Die typische
Kartellfolge, nämlich die Wirkung zu Las-
ten Dritter, ist zunächst ohne Belang. Die
List des Arrangements scheint dies dann
zu korrigieren, wenn ein Tarifvertrag zu Ge-
winnkompressionen bei den betroffenen
Unternehmen führt. Dann leisten sie Wi-
derstand gegen Tarifverträge, die ober-
halb des markträumenden Preises liegen.
Dies liegt nahe, falls ein Durchschieben
von Kostensteigerungen bei den Löhnen
auf die Güterpreise nicht möglich ist, d.h.
falls eine Notenbank durch eine Politik des
knappen Geldes eine Lohn-Preis-Spirale
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ausschließt. Dies liegt weiter nahe, wenn die Konkurrenz
ausländischer Unternehmen, welche von einem deutschen
Tarifvertragsabschluss per definitionem unberührt bleiben,
ein solches Durchschieben von Kostensteigerungen ver-
hindert. Hier hat es über die letzten Jahrzehnte eine gravie-
rende Änderung im Sachverhalt gegeben, welche die List
des Arrangements zunehmend ins Leere laufen lässt. Nicht
nur großen Unternehmen, sondern auch vielen mittleren und
kleineren Unternehmen steht die neue Option offen, Neuin-
vestitionen im Ausland zu tätigen und sich auf diese Weise
den Wirkungen eines Tarifvertrages zu entziehen. Wider-
stand leisten sie nur noch insoweit, als es um Altinvestitio-
nen geht, also um ihr Interesse, mit alten Produktionsanla-
gen, deren Anschaffungskosten weitgehend versunkene
Kosten sind, noch Geld verdienen zu können. In den Wor-
ten des Wissenschaftlichen Beirats beim Bundesministeri-
um für Wirtschaft und Arbeit: »So gestehen Arbeitgeber
Lohnerhöhungen zu, die sie verweigern sollten, verteidigen
durch Vermeidung eines Streiks und damit der Streikkos-
ten die Chance, mit ihren alten Produktionsanlagen noch
Überschüsse erzielen ... zu können, und nehmen sich im
Übrigen vor, allfällige Neuinvestitionen im Ausland vorzu-
nehmen« (2004, 18).

Die praktische Bedeutung

Die praktische Bedeutung des Tarifvertragssystems ist enorm.
Löhne fallen bei einem Produkt auf jeder Stufe der Wert-
schöpfung an. Sie stellen insoweit den weitaus wichtigsten
Kostenfaktor dar. Der Nettoorganisationsgrad bei den ab-
hängig Beschäftigten ist zwar gering – gegenwärtig bewegt
er sich bei ca. 22% –, doch können die Arbeitgeber nichtor-
ganisierte Arbeitnehmer nicht schlechter behandeln als Ge-
werkschaftsangehörige, sie glauben es jedenfalls. Die Folge
davon ist, dass für rund 84% aller Arbeitnehmer faktisch ein
Tarifvertrag maßgebend ist. Statistisch lässt sich eine be-
merkenswerte Vielgestaltigkeit innerhalb der verschiedens-
ten Tarifverträge vorspiegeln (Möschel 2003). Aufgrund der
verbreiteten Praxis der Tarifführerschaft herrscht indes eine
beträchtliche Einförmigkeit vor, jedenfalls bei den Tarifsteige-
rungen. Pilotfunktion haben regelmäßig Abschlüsse im öf-
fentlichen Dienst – hier gibt es nur ein geringes Arbeitsplatz-
risiko – oder in der Metall- und Elektroindustrie, vorzugswei-
se im Tarifbezirk Nordwürttemberg/Nordbaden. Hier sind die
prosperierenden Teile der deutschen Automobilindustrie und
die dazugehörigen Zulieferer beheimatet. Im zuständigen Ar-
beitgeberverband dominieren Großunternehmen als die wich-
tigsten Beitragszahler. Aus ihrem Kalkül heraus lohnt sich Wi-
derstand gegen gesamtwirtschaftlich bedenkliche Tarifab-
schlüsse in aller Regel nicht.

Keine monokausale Erklärung

Damit soll keine monokausale Erklärung für Arbeitslosigkeit
formuliert sein. Hierfür sind zahlreiche nachfrage- und an-

gebotsorientierte Einflussgrößen von Bedeutung. Dies reicht
von der Inlands- und/oder Auslandsnachfrage über den
Wechselkurs, die Produktpalette und die Produktionstech-
nologie, die Infrastruktur im weitesten Sinne, nämlich ein-
schließlich der institutionellen, die Erwerbsneigung bis hin
zur demographischen Entwicklung, der Anzahl der Zuwan-
derer und Grenzgänger. In diesem Sinn kann Olaf Sievert
(2003, 46) zu Recht sagen: »Zu behaupten, dass die Ar-
beitslosigkeit in Deutschland deshalb so hoch ist, weil die
Gewerkschaften Arbeit zu teuer und fast alle Arbeitsbedin-
gungen inflexibel gemacht hätten, ist anmaßend, weil – im
strengen Sinne – nicht zu beweisen. Nicht anmaßend und
ausreichend wahrscheinlich ist hingegen die Behauptung,
dass es mehr Beschäftigung geben wird, wenn die Ge-
werkschaften mehr Spielraum geben für niedrigere Arbeits-
kosten und flexiblere Arbeitsbedingungen.« Denn richtig
bleibt auch: Die hier aufgelisteten Faktoren führen in einer
Marktwirtschaft nur dann zu persistenter Arbeitslosigkeit,
wenn darauf nicht richtig reagiert wird. Daraus erwächst
die besondere Verantwortung der Lohnpolitik unter den heu-
tigen Bedingungen des Wirtschaftens. Nach Niveau und
Struktur marktgerechte Löhne leisten in diesem Sinn einen
wesentlichen Beitrag zu einem hohen Beschäftigungsstand.
Man muss diese Position nicht überziehen. Auch die Lohn-
politik kann in ihren Möglichkeiten auf Grenzen stoßen. Der
hier benannte schlichte Zusammenhang bleibt dennoch zu-
treffend.

Unverständlich ist in jedem Fall eine Attitüde, wonach die
überkommenen Ordnungsstrukturen trotz 4,2 Mill. regis-
trierter Arbeitsloser und weiteren 2 Millionen, die zur sog.
stillen Reserve zählen, einer kritischen, ggf. auch radikal-kri-
tischen Diskussion entzogen bleiben sollen.

Überkommene Rechtfertigungsgründe

Innerhalb der drei möglichen Regelungsoptionen für Ar-
beitsverhältnisse, nämlich Markt bzw. Wettbewerb, Hie-
rarchie bzw. Staat und collectiv bargaining hat sich die
deutsche Rechtsordnung bekanntlich für die letztere ent-
schieden.

Lässt man Zeitbedingtes beiseite – Tarifkartelle als Gegen-
macht gegenüber im 19. Jahrhundert geduldeter Kartell-
und/oder Monopolmacht von Arbeitgebern –, ebenso Ge-
nierliches – zünftlerisch-genossenschaftlich begründete Prä-
ferenzen für eine durchgehend kartellierte Wirtschaftsord-
nung bzw. entsprechende geschichtsspekulative Annahmen
über eine unaufhaltsame Entwicklung von der »Produk-
tionsanarchie« des Marktes über die »geordnete« Produk-
tion der Kartelle hin zu einem vermeintlich höherstehenden
Zustand einer Gemeinwirtschaft –, so lässt sich aus heuti-
ger Sicht Tarifautonomie als Sonderordnung auf den Ar-
beitsmärkten nur rechtfertigen, wenn dort gegebene tat-
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sächliche Eigenheiten Marktversagen begründen und das
undifferenziert eingesetzte Instrument der freien Kartellbil-
dung sich im Saldo als die am wenigsten schädliche Regu-
lierungsoption erweist (Möschel 1996). Monopolkommissi-
on (1994, Kap. VII) und Deregulierungskommission (1991,
Kap. 8) haben die überkommenen Argumentationen analy-
siert, gewogen und als zu leicht befunden. Insbesondere hat
die klassische These von der ruinösen Konkurrenz, die schon
der Marx’schen Verelendungstheorie zugrunde liegt, mit den
heutigen Verhältnissen nichts mehr zu tun. Lohndrückerei
wäre angesichts eher typischer spezifischer Investitionen in
das Humankapital der Beschäftigten für Unternehmen eine
Strategie der Selbstschädigung. In den Worten des bereits
erwähnten Wissenschaftlichen Beirats beim Bundesminis-
terium für Wirtschaft und Arbeit (2004, 19): »Irrig wäre aber
die Vorstellung, ohne Streiks gäbe es so gut wie keine all-
gemeinen Lohnerhöhungen. Das normale Interesse eines
Unternehmens liegt nicht bei Lohnerhöhungen von null oder
gar bei Lohnsenkungen. Für effiziente Unternehmensfüh-
rung ist Sorge um eine gute Belegschaft von allererstem
Rang. Und das ist wörtlich gemeint. Guten Arbeitskräften
kommt man nicht mit dem Ansinnen von Lohnsenkungen,
wenn es nicht ganz unumgänglich ist.« Auch makroökono-
misch ist die hier zurückgewiesene These unhaltbar. Per-
manente Lohnunterbietung käme einem Prozess der De-
flation gleich. Monetaristen wie Keynesianer sind sich weit-
gehend darin einig, dass ein solcher Prozess mit Mitteln
der Geldpolitik oder staatlicher Nachfragepolitik immer ge-
stoppt werden könnte.

Auf den Prüfstand der Empirie gehört ferner ein Verständ-
nis von Gewerkschaften als Disziplinierungsinstrument zur
Gewährleistung eines sozialen Friedens. Wahrscheinlicher
ist die umgekehrte Annahme, es sei die Organisation, wel-
che eine Unfriedlichkeit von Gewicht und Dauer erst er-
möglicht.

Mit Argumenten aus der Theorie der Transaktionskosten las-
sen sich staatlich festgesetzte Mindeststandards rechtferti-
gen, namentlich um Willkür und Opportunismus im Einzel-
fall auszuschalten (Donges 1992). Die Freiheit zur Kartellbil-
dung ist insoweit eine überschießende, eine nicht mehr ver-
hältnismäßige Regulierungsoption.

Eine Kombination aus gesetzlichen Schutzvorschriften und
im Übrigen unverfälschtem Wettbewerb steckt den Umkreis
der anzustrebenden Lösungen ab. Schon ein strikt durch-
gehaltenes Verbot jeglicher Diskriminierung, ggf. in Verbin-
dung mit punitive damages nach US-amerikanischem Mus-
ter (Kirstein et al. 2001), wird einen Großteil der Probleme lö-
sen können, ähnlich wie die Pflicht zur Preisauszeichnung auf
den Gütermärkten selbst uninformierte oder desinteressier-
te oder hilflose Verbraucher an den Ergebnissen funktionie-
renden Preiswettbewerbs teilhaben lässt. All dies könnte ein
besonders lohnendes Feld für institutionelle Phantasie sein.

Gibt es neue Antworten?

Beseitigung der Kartellautonomie

Man kann die These formulieren, das gegenwärtige Sys-
tem der Tarifautonomie arbeite vom Ergebnis her gesehen
pervers. Ein solcher Frontalangriff scheitert aus politökono-
mischen Gründen. Er würde eine Beseitigung der nach Art. 9
Abs. 3 Grundgesetz verfassungsrechtlich gewährleisteten
Tarifautonomie voraussetzen. Dies bedingt eine Zweidrittel-
mehrheit von Bundestag und Bundesrat. Nichts ist in die-
ser Richtung erkennbar. Selbst wenn, ergäben sich Gren-
zen aus völkerrechtlichen Verträgen, z.B. aus den Art. 137 ff.
EG-Vertrag (Arnold 2002). Sie gehen von der Existenz von
Gewerkschaften in den Mitgliedsländern aus. Art. II – 12
der Grundrechtscharta der EU, die Bestandteil des »Vertrags
über eine Verfassung für Europa« geworden ist – sein In-
krafttreten ist freilich ungewiss –, gewährleistet das Recht
eines jeden Menschen, »zum Schutz seiner Interessen, Ge-
werkschaften zu gründen und Gewerkschaften beizutreten.«
(Die Reichweite dieser Norm ist unklar, da die Grundrechts-
charta gemäß Art. II – 51 Verfassungsvertrag nur anwend-
bar ist auf das Handeln von Gemeinschaftsorganen und
auf die Mitgliedstaaten, soweit diese das Recht der Union
durchführen). Eine Hoffnung, die Rechtsprechung des Bun-
desverfassungsgerichts werde Art. 9 Abs. 3 Grundgesetz
allmählich obsolet werden lassen, ist ohne jedes Fundament.
Wenn der Gesetzgeber in dieser Richtung nichts unternimmt,
ist nicht davon auszugehen, das oberste Gericht werde an
seiner Stelle die »Kastanien aus dem Feuer holen«. Man
muss über bescheidenere Schritte nachdenken.

Gemeinsame Maßnahmen der Tarifvertragsparteien

Die Tarifvertragsparteien könnten die Negativwirkungen ih-
rer Kartellfreiheit vermeiden (Möschel 1996, 43 ff.). Sie müss-
ten sich, abgekürzt formuliert, nur auf Mindestpreiskartelle
verständigen, die unterhalb des markträumenden Gleich-
gewichts liegen. Die Detailanpassung erfolgte im Wettbe-
werb. Sie könnten in Anlehnung an entsprechende Diffe-
renzierungen des deutschen Kartellgesetzes Lohntarifver-
trägen den Charakter unverbindlicher Preisempfehlungen
zumessen. Eine ähnliche Wirkung hätte es, wenn die Tarif-
vertragsparteien sich bei der Lohnfindung nicht an beson-
ders produktiven Arbeitsplätzen orientierten, sondern an sol-
chen, die man für eine Erhöhung des Beschäftigungsstan-
des auch noch braucht. Vielfältige passgenaue Differenzie-
rungen nach Branchen, Regionen, Betrieben und Lohn-
strukturen sind möglich. Hierher gehören die viel diskutier-
ten tarifvertraglichen Öffnungsklauseln, welche eine Fein-
abstimmung auf der Betriebsebene ermöglichen (Korri-
dor-, Options-, Menülösungen, Notfallklauseln). Vielfältige
Formen in der Flexibilisierung der Arbeitszeit kommen in Be-
tracht. An eine stärkere Lohnspreizung nach unten ist eben-
so zu denken wie an differenzierte Einstiegstarife. Dem Lohn
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könnte eine ertragsabhängige Komponente beigefügt wer-
den. Hier bestehende Vorbehalte bei vielen Arbeitgebern,
welche »gläserne Taschen« nicht schätzen, ließen sich durch
intelligente Lösungen überwinden. So könnte als Bemes-
sungsgrundlage nicht auf den steuerlichen Gewinn, sondern
auf einen modifizierten Cashflow abgestellt werden. Ein Aus-
schuss, ggf. auch ein Ombudsmann mit Geheimhaltungs-
pflicht, könnte die Aufgabe der Kontrolle wahrnehmen. Dritt-
schädigungen aus Arbeitskämpfen könnten nach dem Mus-
ter des Friedensabkommens in der Schweizer Metallindus-
trie oder in der Technik von Pendelschlichtungen schon im
Ansatz eliminiert werden. Bei letzteren kann ein Schlichter
ohne jede Kompromissmöglichkeit nur eines der beiden ge-
machten Angebote übernehmen. Dies führt dazu, dass sich
beide Seiten von vornherein um ein realistisches Angebot
bemühen. Kurz: Die Beteiligten könnten insgesamt Rege-
lungsinstrumente entwickeln, die man unter der Bezeich-
nung »atmender Tarifvertrag« zusammenfassen mag und
welche einem Vollbeschäftigungsziel letztlich prioritären Rang
einräumen.

Gewiss ist in dieser Richtung in den letzten Jahren manches
geschehen, insgesamt aber nicht genug. Dafür gibt es ei-
nen einleuchtenden Grund, nämlich das bereits eingangs
benannte Organisationsinteresse von Gewerkschaften, nicht
nur Ergebnisse zu erzielen, die man auch kostenlos im Markt
erhalten könnte. Das Interesse ist von existentieller Art. Des-
halb können »Vertrauen auf die Vernunft« der Beteiligten oder
ritualisierte Beschwörungen, wonach die Tarifvertragspar-
teien auch die Interessen von Arbeitslosen berücksichtigen
sollen, keine Lösungsansätze sein. Der Sinn von Institutionen
liegt u.a. darin, auch bei menschlicher Unvernunft, genau-
er, wenn menschliche Begierde Raum hat, sich auf Kosten
Dritter breit zu machen, im Ergebnis noch Erträgliches si-
cherzustellen. Das schließt nicht endgültig aus, dass es un-
ter dem Druck tatsächlicher Entwicklungen auf die Dauer zu
Anpassungen kommen wird.

Einseitige Maßnahmen auf Arbeitgeberseite

Durchgreifendes ist hier nicht zu erkennen. Vielfach werden
tarifvertragliche Regelungen mittlerweile auf betrieblicher
Ebene modifiziert, insbesondere in den neuen Bundeslän-
dern. Das geschieht eher selten unter glattem Verstoß ge-
gen eine vorhandene Vereinbarung, häufiger im Zusam-
menhang mit § 77 Abs. 3 Betriebsverfassungsgesetz in ei-
ner juristischen Grauzone, manchmal auch unter still-
schweigender Duldung seitens der zuständigen Gewerk-
schaft. Die am häufigsten verwandte Technik sind Arbeits-
zeitregelungen, welche eine Zahlung von Überstundenzu-
schlägen entbehrlich machen. 

Zunehmend lassen sich einzelne Verbandsaustritte beob-
achten, neuerdings auch in der Variante, dass man sich nur
der Tarifkompetenz des Verbandes entzieht, im Übrigen aber

eine Art gespaltene Mitgliedschaft beibehält. In solchen Fäl-
len entsteht das Risiko, dass die zuständige Gewerkschaft
den Abschluss eines Haustarifvertrages erzwingt. Generel-
le Aussagen darüber, ob dies für das betreffende Unter-
nehmen in den deutschen Verhältnissen günstiger ist, las-
sen sich nur schwer treffen. Es hängt alles von der konkre-
ten Durchsetzungsfähigkeit der Gewerkschaft im Unter-
nehmen ab. Ist diese gegeben, befindet sich das Unter-
nehmen regelmäßig in einer hoffnungslos unterlegenen Po-
sition. Es ist bei einem Arbeitskampf völlig isoliert und ris-
kiert angesichts im Übrigen unbeeinträchtigter Anbieter-
konkurrenz, im Markt nachhaltigen Schaden zu erleiden. Ge-
winne aus Wettbewerbsvorsprüngen auf den Gütermärkten
können so auf dem Arbeitsmarkt abgeschöpft werden. Dies
ist dann anders, wenn eine Gewerkschaft keine hinreichen-
de Machtbasis im einzelnen Unternehmen hat oder die Be-
schäftigten ihr die Gefolgschaft verweigern. Das kommt am
ehesten bei Existenzgefährdungen des Unternehmens vor.
Die Umbruchsituation in den neuen Bundesländern bietet
insoweit Anschauungsmaterial. Namentlich in Klein- und Mit-
telbetrieben findet sich als Grund dafür auch das Vorhan-
densein einer von wechselseitigem Vertrauen geprägten Be-
triebsgemeinschaft. Vom Tatsächlichen her sind im Gel-
tungsbereich von Verbandstarifverträgen rund 22 Mill. Ar-
beitnehmer, im Bereich von Firmentarifverträgen rund
3 Mill. Arbeitnehmer beschäftigt. Das Verhältnis liegt also bei
etwa 7:1.

Als einseitige Maßnahme auf Arbeitgeberseite kommen
schließlich Umstrukturierungen bei den Tarifvertragsver-
bänden in Betracht, um eine größere Homogenität bei den
Mitgliedern zu erreichen. Nur vereinzelt wird der genau um-
gekehrte Weg empfohlen, nämlich eine möglichst weitge-
hende Zentralisierung der Lohnverhandlungen für das ge-
samte Land. Dies erinnert an die international geführte Dis-
kussion um die sog. Hump-Shape-Hypothese. Für eine so
offene und dem internationalen Wettbewerb ausgesetzte
Volkswirtschaft wie die deutsche erweisen sich dezentrale
Verhandlungsmuster als das deutlich effizientere institutio-
nelle Arrangement. 

Maßnahmen des einfachen Gesetzgebers

Für legislative Eingriffe in den Kernbereich der Tarifautono-
mie bzw. – in modernerer Terminologie – in »koalitionsspe-
zifische Tätigkeiten« bestehen Verfassungsgrenzen. So wä-
re die Einführung einer Zwangsschlichtung, einer Miss-
brauchsaufsicht über Tarifverträge nach Mustern des Kar-
tellgesetzes, eine Suspendierung der Tarifautonomie im Fal-
le hoher Arbeitslosigkeit – so ein bekannter Vorschlag von
Krelle – und ein Stimmrecht von Arbeitslosenverbänden am
Tisch der Tarifvertragsparteien umstandslos verfassungs-
widrig. Für den einfachen Gesetzgeber reicht schon ein ver-
fassungsrechtliches Risiko, um ihn in Attentismus verhar-
ren zu lassen.
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Auf die »üblichen Reformverdächtigen« der zeitlichen Gren-
zen einer Tarifbindung (§ 3 Abs. 3 TVG und § 4 Abs. 5 TVG),
der Allgemeinverbindlicherklärung von Tarifverträgen (§ 5 TVG
und für das Bauhauptgewerbe § 1 Arbeitnehmer-Entsende-
gesetz) und die ausdehnende Tarifgebundenheit nach § 3
Abs. 2 TVG sei hier nur nachrichtlich hingewiesen. Diesbe-
züglich haben jüngst der Wissenschaftliche Beirat beim Bun-
desministerium für Wirtschaft und Arbeit (2004) und eine Ar-
beitsgruppe aus prominenten Arbeitsrechtlern (Dieterich et
al. 2004) etwas gegensätzliche Reformvorschläge gemacht.

Ich will dagegen auf Bemühungen eingehen, den Starrhei-
ten von Flächentarifverträgen auf dem Weg von Betriebs-
vereinbarungen oder von gesetzlich angeordneten Öff-
nungsklauseln entgegenzuwirken (Möschel 2003; 2004b).

Betriebsvereinbarungen gelten innerhalb eines Betriebes
ähnlich einem Gesetz »unmittelbar und zwingend« (§ 77
Abs. 4 Betriebsverfassungsgesetz). Das heißt, der individu-
elle Arbeitsvertrag kann ohne weiteres Zutun eines Arbeit-
nehmers in seinem Inhalt verändert werden. Dies ist eine be-
reits extreme Form von Zwangskorporatismus, durchaus
übler als im Falle eines Tarifsystems (Picker 2004). Einer
Gewerkschaft kann man fernbleiben, einem Betrieb, wenn
man keine Arbeitslosigkeit in Kauf nimmt, nicht. Die prakti-
sche Bedeutung dieser Bevormundung ist nur insofern nach-
haltig abgeschwächt, als die in Betriebsvereinbarungen re-
gelbaren Materien nach gegenwärtiger Gesetzeslage recht
begrenzt sind. Nicht hierher gehören namentlich Arbeits-
entgelte und sonstige Arbeitsbedingungen, die durch Tarif-
vertrag geregelt sind oder üblicherweise geregelt werden.
Hier gibt es mancherlei sich liberal dünkende Reformvor-
schläge, das Anwendungsfeld für Betriebsvereinbarungen
zu erweitern. Ich halte das für einen Irrweg. Das Rege-
lungsmodell Zwangskorporation wird dann noch weiterge-
trieben. Worum es gehen sollte, ist im Gegenteil, den indi-
viduellen Arbeitsvertrag, ggf. in der Technik von Rege-
lungsabreden, wieder funktionsfähig zu machen. Ich kom-
me im Zusammenhang des Günstigkeitsprinzips darauf zu-
rück. Im Übrigen wäre dann zu fragen, ob bei solchen Lö-
sungen nicht ein Verstoß gegen die negative Koalitionsfrei-
heit endgültig zu bejahen ist. Schon gegen die abge-
schwächte Ermächtigung des geltenden § 77 Abs. 3 Satz 2
Betriebsverfassungsgesetz werden solche Bedenken be-
kanntlich geltend gemacht (Kissel 2002, 138).

Ein anderer Weg sind gesetzliche Öffnungsklauseln. Soll-
ten sie inhaltlich nicht eingeschränkt sein, dürften sie nach
dem gegenwärtigen Stand der Rechtsprechung ziemlich ein-
deutig verfassungswidrig sein (Möschel 2003). Solche Öff-
nungsklauseln machen die Gültigkeit eines Tarifsystems da-
von abhängig, dass Dritte, eine Unternehmensleitung und
ein Betriebsrat, davon nicht abweichen. Die Tarifvertrags-
parteien verlieren damit die alleinige Herrschaft über das
wichtigste Instrument, welches die Tarifautonomie für sie

vorhält. Die Einführung bestimmter Zustimmungsquoren auf
Betriebsebene ändert daran nichts. Unverändert werden Ta-
rifverträge unter Abweichungsvorbehalt von Dritten gestellt,
die nicht identisch sind mit denjenigen, welche den Tarif-
vertrag geschlossen haben.

Inhaltlich konditionierte Öffnungsklauseln, z.B. eine Bezug-
nahme auf die Wettbewerbsfähigkeit eines Betriebes oder
auf ein Vermeiden von betriebsbedingten Entlassungen, sind
ein Weg, der geringere Verfassungsrisiken birgt. Ich halte ihn
für gangbar. Doch bleibt der Anwendungsbereich konditio-
nierter gesetzlicher Öffnungsklauseln nach Maßgabe die-
ser Konditionierung vergleichsweise beschränkt.

Am erfolgversprechendsten wäre es, auf den individuellen
Arbeitsvertrag in Verbindung mit dem sog. Günstigkeits-
prinzip zu setzen. Schon nach geltendem Recht sind Ab-
weichungen von tarifvertraglichen Regelungen in einem Ar-
beitsvertrag zulässig, wenn sie eine Änderung zugunsten
des Arbeitnehmers enthalten (§ 4 Absatz 3 Tarifvertragsge-
setz). Vom Schutzgedanken der Tarifautonomie her ist dies
eher selbstverständlich. Andernfalls wirkte sie kontrapro-
duktiv. Allerdings sollte das in der Rechtsprechung prakti-
zierte zu enge Verständnis des Günstigkeitsprinzips (objek-
tiver Sachgruppenvergleich, um nicht »Äpfel mit Birnen« ver-
gleichen zu müssen) vom Gesetzgeber korrigiert werden.
Die gegenwärtige Regelung ist abänderbar. Sie wird auch
nach Auffassung des Bundesarbeitsgerichtes nicht von der
Verfassung gefordert (Bundesarbeitsgericht 1999).

Das hier in Großbetrieben auftauchende Massenproblem
lässt sich in der Technik sog. Regelungsabreden zwischen
Unternehmensleitung und Betriebsrat lösen. Dies sind vor-
bereitende Musterverträge. Anders als bei Betriebsverein-
barungen im technischen Sinne bleibt entscheidend die
Zustimmung des einzelnen Arbeitnehmers zu dieser Ände-
rung seines Arbeitsvertrages. Er kann sie auch verweigern.
Verfassungsbedenken, wie sie bei Betriebsvereinbarungen
unter dem Aspekt der negativen Koalitionsfreiheit bestehen,
entfallen schon im Ansatz. 

Allerdings hat das Bundesarbeitsgericht in Regelungsabre-
den eine Umgehung des Tarifvertrages gesehen, falls eine
beidseitige Tarifbindung besteht (für den Arbeitgeber und für
Arbeitnehmer, soweit sie Gewerkschaftsangehörige sind).
Hierin läge ein Verstoß gegen Art. 9 Abs. 3 Grundgesetz.
Gewerkschaften können ihn klageweise geltend machen
(Bundesarbeitsgericht 1999). Diese Rechtsprechung müss-
te sich ändern. Da es sich nicht um Entscheidungen des
Bundesverfassungsgerichts handelt, welche Bindungswir-
kung gegenüber dem einfachen Gesetzgeber entfalten, wird
man die Änderungschance für nicht gering halten. Ein Hin-
weis des Gesetzgebers in seiner Begründung zur Auswei-
tung des Günstigkeitsprinzips nach § 4 Absatz 3 Tarifver-
tragsgesetz könnte bereits ausreichen.
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Jüngste Vorschläge, für Unternehmen in Krisensituationen
ein spezielles gerichtliches Sanierungsverfahren einzufüh-
ren, innerhalb dessen dann auch Abweichungen von be-
stehenden Tarifverträgen möglich werden, versuchen in ih-
rer Schwerfälligkeit, Teufel mit Belzebub auszutreiben (Die-
terich et al. 2004, 68). Es würde eine ohnehin schon zu weit-
gehende Judifizierung der Arbeitswelt auf die Spitze treiben.

Die reformatorische Zukunft sollte nicht den Kollektivsyste-
men Tarifvertrag oder Betriebsvereinbarung gehören. Bei-
de sind korporatistisch definiert. Vielmehr sollte der indivi-
duelle Arbeitsvertrag stärker ins Blickfeld rücken. Es geht
darum, die Privatautonomie, die außerhalb der Arbeitswelt
unsere gesamte Rechts- und Wirtschaftsordnung prägt, von
unnötigen Fesseln zu befreien, dies zum Wohle aller.
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Die sozioökonomische Bedeutung der
gewerkschaftlichen Organisation der 
Arbeitnehmerschaft gestern und heute

Im Rahmen der Sozialstaatsdiskussion wird neuerdings auch
die Existenzberechtigung der Gewerkschaften in Frage ge-
stellt.1 Nicht selten wird ihnen von Verbänden der Arbeitge-
ber, aber auch Politikern und Wirtschaftswissenschaftlern vor-
geworfen, die gewerkschaftliche Politik vertrete nur die Inte-
ressen der Beschäftigten, nicht aber der arbeitslosen Arbeit-
nehmer. Durch eine rigide Lohnniveau- und Lohnstrukturpo-
litik und ihr Festhalten am erreichten Niveau der Wochen- und
der Jahresarbeitszeit sowie des Kündigungsschutzes und an
der Mitbestimmung verhinderten sie die Verringerung der
Arbeitslosigkeit und die Reform des Sozialstaates.2

Die Frage, ob und wenn ja, in welchen gesellschaftlichen
und wirtschaftlichen Lebensbereichen der neuzeitlichen ent-
wickelten Volkswirtschaften die Gewerkschaften noch eine
Existenzberechtigung haben, lässt sich beantworten, wenn
man überprüft, ob die wesentlichen Ursachen für die Ent-
stehung der Gewerkschaften in der zweiten Hälfte des
19. Jahrhunderts auch in der Gegenwart noch bestehen: ei-
ne erheblich beeinträchtigte Lebenslage der Arbeitnehmer,
die Form, die Verfassung und die Angebots-/Nachfragere-
lationen der Arbeitsmärkte und die kapitalistische Unter-
nehmensverfassung.

In den Jahrzehnten der Herausbildung der europäischen frei-
heitlichen Rechtsstaaten und ihrer überwiegend marktwirt-

Heinz Lampert*

* Em. Prof. Dr. Heinz Lampert lehrte an der Universität Augsburg Volkswirt-
schaftslehre.

1 Vgl. van Suntum (2004, 16): »Was jetzt Not tut, ist in erster Linie eine ra-
sche und sehr weitgehende Liberalisierung der Arbeitsmärkte: Weg mit
dem gesetzlich erzwungenen Kündigungsschutz. Weg mit den Gewerk-
schaften.«

2 Vgl. etwa Sinn (2004, 141 ff.), der Arbeitsmarkt sei durch den »Würgegriff
der Gewerkschaften« paralysiert.
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schaftlich geprägten Wirtschaftssysteme war die Lebens-
lage der überwiegenden Zahl der Arbeitnehmer bekannt-
lich durch folgende Merkmale geprägt: 

1. Die Eigentumslosigkeit der Arbeitnehmer. Sie zwang die
Arbeitnehmer, zur Sicherung ihrer und ihrer Familie Exis-
tenz ihre Arbeitskraft fortlaufend zu veräußern. Sie – und
nicht zuletzt auch Frauen und Kinder – standen daher un-
ter Arbeitsangebotszwang. 

2. Die Arbeitszeiten ließen keine volle Regeneration zu und
waren gesundheitsschädlich. 

3. Die wirtschaftlich abhängigen Arbeitnehmer mussten die
nicht selten gesundheitsgefährdende Arbeitsplatzqualität
und die nicht selten menschenunwürdige persönliche Be-
handlung durch Arbeitgeber und Vorgesetzte akzeptieren,
wenn sie ihre Existenzgrundlage nicht verlieren wollten. 

4. Die Arbeitsverträge konnten ohne Einhaltung von Kündi-
gungsfristen gelöst werden. 

5. Zahlreiche Arbeitseinkommen der angelernten und un-
gelernten Arbeiter, der Tagelöhner und der Landarbeiter wa-
ren zunächst Existenzminimumlöhne. 

6. Es gab problematische Lohnzahlungsformen. Manche Ar-
beitgeber beglichen ihre Lohnschuld mit Waren zum Teil
zweiter Wahl aus der eigenen Produktion. 

7. Die Lebenslage war vor der Gründung staatlicher Sozial-
versicherungen durch die Einkommensverluste bedroht, die
im Falle von Arbeitslosigkeit, Krankheit, Unfall, vorzeitige
Erwerbsunfähigkeit, Alter und Tod eintraten. 

8. Da der Erwerb von Bildung und d.h. der berufliche, wirt-
schaftliche und soziale Aufstieg einkommens- bzw. vermö-
gensabhängig war, war die Proletarität erblich. 

9. Es herrschte Wohnungselend. 

10. Die Arbeiterschaft musste die Missachtung und Ge-
ringschätzung als Unterschicht durch die bürgerliche Ge-
sellschaft ertragen. 

Das im Wesentlichen durch diese Umstände bewirkte schnel-
le Wachstum der Gewerkschaften (ihre Mitgliederzahl stieg
im Deutschen Reich von 56 000 1878 auf 7,5 Millionen 1922),
konnte auch durch das von 1879 bis 1890 geltende Sozia-
listengesetz nicht aufgehalten werden. 1918 wurden die Ge-
werkschaft von den Arbeitgeberverbänden als »berufene
Vertreter der Arbeitnehmerschaft« und in der Verfassung der
Weimarer Republik als Tarifvertragsparteien anerkannt.3 Sie
wurden in dreifacher Hinsicht zu einer Triebkraft der sozia-
len und sozialpolitischen Entwicklung: 

1. durch ihre Organisations- und Integrationsleistung. Sie
bestand darin, dem Proletariat die Grundlage zur Solidari-
sierung, zur Selbsthilfe sowie zur Artikulation und zur Durch-
setzung seines wirtschafts- und sozialpolitischen Wollens
geschaffen zu haben;

2. durch Selbsthilfemaßnahmen, die letztlich sozial und po-
litisch stabilisierend wirkten und Vorbild für staatliche Maß-
nahmen wurden. Die Selbsthilfemaßnahmen der Gewerk-
schaften umfassten folgende Leistungen für ihre Mitglieder:
die Zahlung von Reisegeld und Umzugsunterstützung, die
Zahlung von Erwerbslosenunterstützung, von Krankenbei-
hilfen und von Sterbegeld; Unterstützung bei gewerk-
schaftlich anerkannten Arbeitsniederlegungen und bei Aus-
sperrungen sowie die Bezahlung von Gemaßregelten-Un-
terstützung; die Gewährung von unentgeltlichem Rechts-
schutz; die unentgeltliche Gewährung von Bildungsmitteln
und Bildungsmöglichkeiten;

3. die dritte Komponente der gewerkschaftlichen Treibkraft
bestand in ihren arbeitsmarktpolitischen und allgemeinpo-
litischen Aktivitäten. Die arbeitsmarktpolitisch bedeutsams-
te Leistung der Gewerkschaften lag in der Ergänzung und
Abstützung des individuellen Arbeitsvertragsrechtes durch
das kollektive Arbeitsvertragsrecht sowie in der Transfor-
mation der Arbeitsmärkte. 

Nach Briefs (1927) bedeutete die Bildung und die Aner-
kennung der Gewerkschaften den erfolgreichen Versuch,
»einen organisierten Willen und ein organisiertes Marktge-
wicht an die Stelle unverbundener Willen und isolierter Kräf-
te zu setzen. Insofern stellt gewerkschaftliche Organisation
den Arbeitsmarkt tendenziell unter ein anderes Gesetz als
das Gesetz von unverbundenem Angebot und unverbun-
dener Nachfrage«. 

Die originären Formen der Arbeitsmärkte waren das Mono-
pson und das Oligopson, d.h. einem oder mehreren Nach-
fragern nach Arbeit stand eine sehr große Zahl von Arbeits-
anbietern gegenüber. Auf diesen Märkten gab es einen har-
ten Unterbietungswettbewerb der unter Angebotszwang
stehenden Arbeitskräfte, der umso intensiver war, je mehr

3 Den Gewerkschaften wurden darüber hinaus im Lauf ihrer Entwicklung
durch die Rechtsordnung als Funktionen übertragen: die Vertretung der
Arbeitnehmerinteressen in der Sozialversicherung und bei der Bundesan-
stalt bzw. Bundesagentur für Arbeit; die Mitwirkung im Rahmen der Sozi-
algerichtsbarkeit und im Rahmen der Betriebs- und Unternehmensverfas-
sungsgesetze; die Mitgliedschaft in Beiräten von Bundes- und Landesmi-
nisterien und in Verwaltungsräten öffentlicher Unternehmen (z.B. Kredit-
anstalt für Wiederaufbau, Rundfunkräte); die Teilnahme an Anhörungen des
Bundestages. Zu autonomen Aktivitätsfeldern wurden: die politische Ar-
beit von Gewerkschaftsmitgliedern als Bundes- bzw. Landtagsabgeord-
nete; die Leitung gewerkschaftseigener Unternehmen (z.B. Neue Heimat,
Bank für Gemeinwirtschaft); der Unterhalt des Wirtschafts- und Sozial-
wissenschaftlichen Instituts der Gewerkschaften und gewerkschaftlicher
Publikationsorgane; die Rechtsberatung der Mitglieder; die Verwaltung der
Hans-Böckler-Stiftung; schließlich, aber keineswegs zuletzt die Vertretung
der Arbeitnehmerinteressen im politischen Raum durch Lobbyarbeit. 
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das Angebot die Nachfrage überwog, wie das vor allem auf
den Märkten angelernter und ungelernter Arbeit der Fall war.
Besonders problematisch auf diesen monopsonistischen
und oligopolistischen Märkten waren die monopsonistische
Ausbeutung4 und die anomale Angebotsreaktion.5

Diese Arbeitsmarktformen wurden durch die Bildung und
Anerkennung der Gewerkschaften als Tarifvertragspartei,
d.h. durch die Bildung gegengewichtiger Marktmacht, vom
Monopson bzw. Oligopson in ein zweiseitiges Kollektivmo-
nopol transformiert. Dadurch wurde die Marktunterlegenheit
der Arbeitnehmer beseitigt, der vorher wirksame Unterbie-
tungswettbewerb der unter Angebotszwang stehenden Ar-
beitnehmer ausgeschaltet, die Chancen für den Abschluss
fairer Arbeitsverträge erhöht, die monopsonistische Aus-
beutung verringert und die anomale Angebotsreaktion ab-
gemildert. Die Gewerkschaften haben jedoch nicht nur die
Form, sondern auch die Verfassung des Arbeitsmarktes be-
einflusst, d.h. seine Unvollkommenheit durch Erhöhung der
Markttransparenz verringert.

Die Gewerkschaften haben ferner darauf hingewirkt, dass
die Art der Organisation und des Einsatzes menschlicher Ar-
beitskraft nicht zu einer Verletzung der Rechte und ele-
mentaren Interessen des arbeitenden Menschen führte. Zu
diesen Rechten gehören vor allem das Recht auf Men-
schenwürde und auf Gleichbehandlung, zu den Interessen
in erster Linie das Interesse an gerechter Behandlung im Be-
trieb, am Schutz vor Unfallgefahren und vor Ausbeutung, an
der Erhaltung der Gesundheit, an ausreichender Erholung,
an Freizeit und an Zeit für ein gedeihliches Familienleben. Da
Arbeitgeber ihrer Funktion entsprechend dazu neigen, in ers-
ter Linie Unternehmens- und Betriebsinteressen zu ver-
wirklichen, bedarf der einzelne Arbeitnehmer angesichts sei-
nes Arbeitsangebotszwanges und seiner strukturellen Un-
terlegenheit gegenüber dem Arbeitgeber eines Schutzes
durch eine seine Interessen wahrende Organisation, d.h.
durch Gewerkschaften und/oder den Staat. Die Gewerk-
schaften haben auch bewirkt, dass die im Rahmen kapita-
listischer Unternehmensverfassungen bestehende Unter-
ordnung des wirtschaftlichen und sozialen Schicksals der
Arbeitnehmer unter die Interessen der Kapitalverwertung ab-
gemildert wurde.

Überprüft man, ob sich die Lebenslage, die Arbeitsmarkt-
form, die Arbeitsverfassung und die Unternehmensverfas-
sung in einer Weise verändert haben, die dafür spricht, auf
die Funktionen der Gewerkschaften und die Tarifautonomie
zu verzichten, ohne dass dadurch Wohlfahrtsverluste für die
Arbeitnehmer und die Gesamtgesellschaft in Kauf genom-
men werden müssen, so kommt man zu folgenden Ergeb-
nissen.

Es besteht kein Zweifel, dass sich die Lebenslage der Ar-
beiterschaft der Gegenwart gegenüber ihrer Lebenslage in
der zweiten Hälfte des 19. Jahrhundert beachtlich verbes-
sert hat. Das Arbeitnehmerschutzrecht hat ein Niveau er-
reicht, das die Kinderarbeit in unserem Kulturkreis zum Ver-
schwinden gebracht hat, ausreichende Regenerationszei-
ten sichert und die Arbeitnehmer weitgehend vor Unfall- und
Gesundheitsgefährdungen und unzuträglichen Arbeitsum-
weltbedingungen bewahrt. Das Kündigungsschutzrecht hat
die Problematik der fristlosen Kündigung gelöst. Die bei nor-
malen wöchentlichen Arbeitszeiten erzielbaren Arbeitsein-
kommen sind überwiegend existenzsichernd und lassen in
den meisten Fällen eine Lebensführung auf mindestens be-
scheidenem Wohlstandsniveau zu. Das Sozialversiche-
rungsrecht bietet ganz überwiegend einen als ausreichend
anzusehenden Schutz vor den wirtschaftlichen Folgen des
Unfalls, der Krankheit, des Alters, des Verlusts des Ernäh-
rers und der Arbeitslosigkeit. Die Sozialhilfe bzw. das Ar-
beitslosengeld II sichern die Existenz auf einem menschen-
würdigen Mindestniveau. Wohnungselend gehört der Ver-
gangenheit an, Wohnungsnot ist sehr selten. Die Arbeit-
nehmerschaft ist längst als politisch und sozial anderen
Schichten gleichgestellte Schicht anerkannt, die elementa-
ren Rechte und Interessen der Arbeitnehmer in den Betrie-
ben können aufgrund der geltenden betriebs- und unter-
nehmungsverfassungsrechtlichen Normen als weithin ge-
sichert angesehen werden. Die Erblichkeit des Proletari-
tätsstatus ist durch die Ausbildungsförderungspolitik be-
seitigt. Die Ausstattung der Haushalte mit Gebrauchsver-
mögen ist beachtlich gut.

Es besteht aber auch kein Zweifel, dass – abgesehen vom
Gebrauchs- und eigengenutzten Grundvermögen – die Ver-
mögensausstattung der großen Mehrheit der Bevölkerung
so gering ist und bleiben wird, dass die Mehrzahl der Ge-
sellschaftsmitglieder im erwerbsfähigen Alter, wenn sie ihre
Existenz durch eigene Leistungen sichern will, unter Ar-
beitsangebotszwang steht. Daher haben die Form, die Ver-
fassung und die Angebots-/Nachfrageverhältnisse6 auf den
Arbeitsmärkten und die Unternehmens- bzw. Betriebsver-
fassung für die Arbeitnehmerschaft nach wie vor zentrale
Bedeutung. 

4 In diesem Fall beschäftigt der rational entscheidende Nachfrager jene Ar-
beitmenge, bei der das Arbeitsangebot dem Grenzerlösprodukt der Ar-
beit gleich ist. Die Differenz zwischen dem Grenzerlösprodukt und dem
niedrigeren der Angebotskurve entsprechenden Lohnsatz wird als mono-
psonistische Ausbeutung bezeichnet. Es sei hervorgehoben, dass die mo-
nopsonistische Ausbeutung keine Folge unmoralischen Verhaltens der Ar-
beitgeber, sondern eine Konsequenz rationalen Unternehmerverhaltens
auf der Grundlage vorgegebener ökonomischer Sachverhalte ist. Ökono-
misch bedeutsam ist, dass die Beschäftigungsmenge kleiner und der Lohn-
satz niedriger ist als die Beschäftigungsmenge und der Lohnsatz wären,
wenn es einen funktionsfähigen Wettbewerb gäbe.

5 Während auf Gütermärkten das Angebot bei sinkenden Preisen sinkt,
reagieren auf Arbeitsmärkten bei niedrigen Lohnniveaus die Arbeitneh-
mer auf sinkende Löhne mit einem steigenden Angebot, um die bei sin-
kenden auftretenden Einkommensverluste zu kompensieren. 

6 Die Aussage über die Angebots-/Nachfrageverhältnisse und ihre Lohn-
wirkungen gilt auch für die Gegenwart, solange der gesamtwirtschaftliche
Beschäftigungsgrad so niedrig ist wie seit einem Vierteljahrhundert.
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Die aufgezeigte Problematik monopsonistisch und oligo-
psonistisch strukturierter Arbeitsmärkte und die Problema-
tik der anomalen Angebotsreaktion sowie die Unvollkom-
menheit der Arbeitsmärkte würden grundsätzlich wieder ent-
stehen, wenn den Gewerkschaften das Recht genommen
oder wesentlich beschränkt werden würde, mit den Arbeit-
gebern und ihren Verbänden Tarifvertragsverhandlungen
zu führen, und wenn die Instrumente der Arbeitsverwaltung
zur Verringerung der Arbeitsmarktunvollkommenheiten ver-
ringert werden würden.

Auch die für den Ordnungstyp »Marktwirtschaft« geltende,
charakteristische Betriebs- und Unternehmensverfassung wä-
re ohne die geltenden betriebs- und unternehmensverfas-
sungsrechtlichen Regelungen in ihrem Wesen nicht verändert
und lässt das gewerkschaftliche Gegengewicht verteilungs-
politisch und zur Wahrung der Arbeitnehmerinteressen in den
Betrieben sinnvoll erscheinen. Die Unternehmensverfassung
weist nach wie vor alle Dispositionsrechte über die Bestellung
der Unternehmensleitung, über die Produktionstechnik, den
Faktoreinsatz und den Unternehmensertrag den Kapitaleig-
nern bzw. den Unternehmensleitungen zu. 

Nichts spricht daher aus ordnungspolitischer und ökono-
mischer Perspektive dafür, die Zuständigkeit der Gewerk-
schaften für die Tarifvertragsverhandlungen und für die Wah-
rung der den Arbeitnehmern zuerkannten Rechte prinzipiell
in Frage zu stellen. 

Die Tarifautonomie stellt – verglichen mit einer Lohnfindung
durch Wettbewerb auf unorganisierten Arbeitsmärkten und
mit staatlicher Lohnfestsetzung – für einen freiheitlichen, so-
zialen Rechtsstaat das relativ beste Lohnfindungsverfahren
dar (vgl. Lampert 2004, 199 ff.). Sie kann jedoch nur unter
zwei Voraussetzungen einschränkungslos positiv beurteilt
werden: Es muss erstens gelingen, der Lohnpolitik der Ar-
beitsmarktparteien durch die Ordnungspolitik und die Wirt-
schaftspolitik, insbesondere die Geld- und Kreditpolitik, ei-
nen Rahmen zu ziehen, der die gravierende und anhalten-
de Verletzung gesamtwirtschaftlicher Ziele, vor allem der
Preisniveaustabilität und eines hohen Beschäftigungsstan-
des7, ausschließt; zweitens muss erreicht werden, dass die
Lohnpolitik – z.B. durch eine Überwälzung gestiegener Lohn-
kosten auf die Preise – nicht die Interessen Dritter verletzt.
Diese Probleme treten jedoch vor allem in Zeiten annähernder
oder gänzlich erreichter Vollbeschäftigung oder bei unzu-
reichendem Verhandlungswiderstand der Arbeitgeberver-
bände gegen überzogene Lohnforderungen auf. 

Würde man die Tarifautonomie der Arbeitsmarktparteien we-
sentlich einschränken, dann würde sich aller Voraussicht

nach die Aufteilung des Produktionsertrages auf das Kapi-
tal, die Unternehmer und die Arbeitnehmer noch mehr zu
Ungunsten der Arbeitnehmer verändern, mehr als das durch
die Globalisierung und den von Wirtschaftsverbänden und
bestimmten Parteigruppierungen angestrebten Wechsel von
einer sozial gebundenen zu einer »reinen« Marktwirtschaft
schon der Fall ist. Die Lebenslage der Arbeitnehmer würde
sich verschlechtern. Ohne die Gewerkschaften könnte der
soziale Friede in der Gesellschaft gefährdet werden.

Grundsätzlich bleibt festzuhalten, dass die Gewerkschaf-
ten Organisationen darstellen, die nicht nur das Verdienst
beanspruchen können, die Stellung der Arbeitnehmer auf
den Arbeitsmärkten und in den Betrieben erheblich ver-
bessert zu haben. Sie haben als Vertreter von Arbeitneh-
merinteressen im politischen Raum auch die sozialstaatli-
che Entwicklung der Arbeitnehmerschutz- und der Sozial-
gesetzgebung in beachtlichem Umfang beeinflusst. Die
Wahrnehmung dieser Funktion, im Rahmen demokratischer
Willensbildungs- und Entscheidungsprozesse auf die Wah-
rung der Arbeitnehmerinteressen in der Arbeitnehmerschutz-
und Sozialrechtsgesetzgebung zu achten und Einfluss zu
nehmen, kommt in der gegenwärtigen Phase des unaus-
weichlich notwendigen Umbaues des Sozialstaates ganz
besonderes Gewicht zu. Wer, wenn nicht die Gewerk-
schaften, sollte die Aufgabe erfüllen, darauf zu achten, dass
die Anpassungslasten der Sozialstaatsreformen nicht ein-
seitig den Arbeitnehmern und ihren Familien aufgebürdet
werden? 

Der Verfasser ist überzeugt, dass die Wohlfahrt beachtlich
großer Teile unserer Gesellschaft durch wesentliche Ein-
schränkungen der Aktionsmöglichkeiten der Gewerkschaf-
ten erheblich beeinträchtigt werden würde.

Literatur

Bofinger, P. (2004), Wir sind besser als wir glauben. Wohlstand für alle,
Pearson Studium, Berlin.
Briefs, G. (1927), »Gewerkschaftswesen und Gewerkschaftspolitik«, Hand-
wörterbuch der Staatswissenschaften, 4. Auflage 1927, 1114.
Lampert, H. (2003), Kann der Sozialstaat gerettet werden?, Beitrag Nr. 247
der Volkswirtschaftlichen Diskussionsreihe des Instituts für Volkswirtschafts-
lehre an der Universität Augsburg, Augsburg.
Lampert, H. und J. Althammer (2004), Sozialpolitik, 7. Aufl., Springer, Hei-
delberg.
Sinn, H.-W. (2004), Ist Deutschland noch zu retten?, 6. Aufl., Econ-Verlag,
Berlin.
van Suntum, U. (2004), Die Agenda 2010 – ist sie auf dem richtigen Weg?,
in: Katholische Sozialwissenschaftliche Zentralstelle Mönchengladbach (Hrsg.),
Kirche und Gesellschaft Nr. 312.

7 Der Verfasser teilt nicht die Auffassung, die gewerkschaftliche Lohnpolitik
der letzten Jahre sei eine wesentliche Ursache für die Arbeitslosigkeit.
Vgl. dazu Lampert (2003), vgl. auch Bofinger (2004, 48 ff. und 177 ff.).



Zur Diskussion gestellt

i fo  Schne l ld ienst  2/2005 –  58.  Jahrgang

12

Sozialer Konflikt, Solidarität und 
Organisation – Grundprobleme der 
Gewerkschaftsentwicklung

Gewerkschaften gelten heute vielfach als »Dinosaurier des
Industriezeitalters«, die mit diesem zum Untergang verurteilt
seien. Dieser These soll – im Hinblick auf die Entwicklung in
Deutschland – in zwei großen Schritten nachgegangen wer-
den: Zunächst werden die Herausbildung der Gewerk-
schaften um die Mitte des 19. Jahrhunderts und die orga-
nisatorische Entwicklung nachgezeichnet; dann werden bi-
lanzierend zwei Komplexe der gewerkschaftlichen Arbeit be-
leuchtet, und zwar der Beitrag der Gewerkschaften zur so-
zialen Besserstellung und Absicherung der Arbeitnehmer
und schließlich die politische Rolle der Gewerkschaften in
zentralen Entscheidungssituationen der deutschen Ge-
schichte, um abschließend die Frage nach den Zukunfts-
chancen der Gewerkschaften aufzunehmen.

Herausbildung der Gewerkschaften und 
organisatorische Entwicklung

Die Gründung der Gewerkschaften war eine Antwort auf die
sozialen und politischen Herausforderungen des sozioöko-
nomischen Wandlungsprozesses des 19. Jahrhunderts, der
mit den Stichworten Industrialisierung auf privatkapitalisti-
scher Basis, Bevölkerungswachstum und Urbanisierung
markiert sei; dieser führte zunächst zu einer Verschärfung
der sozialen Lage der Unterschichten, die sich Ausbeutung,
Entfremdung und Verelendung schutzlos gegenüber sahen.
Es entwickelte sich der Interessengegensatz zwischen Ka-
pital und Arbeit, aus dem die Erfahrung von sozialem Kon-
flikt und sozialer Ungerechtigkeit erwuchs. 

Karitative Organisationen und Bildungsvereine, in der Re-
gel geleitet von Nicht-Arbeitern, waren um die Mitte des
19. Jahrhunderts eine erste Antwort auf diese Konfliktlagen.
Einen zukunftsweisenden Weg boten – neben ersten politi-
schen Zusammenschlüssen – die zumeist von Gesellen bzw.
handwerklich ausgebildeten Arbeitern gegründeten Ge-
werkschaften. Sie knüpften an berufsständische Traditionen
und Berufsstolz an, nahmen radikal-demokratische Ideen
auf und boten mit dem Gedanken einer beruflichen Solida-
rität eine auf Dauer angelegte Interessenvertretung in von
bürgerlichen Unterstützern unabhängigen Verbänden, bald
ausschließlich für abhängig Beschäftigte. Sozialer Protest,
Solidarität und Organisation waren die Elemente der ge-
sellschaftlichen Entwicklung, die die Arbeiterbewegung als
Teil der demokratischen Bewegung in der zweiten Hälfte des
19. Jahrhunderts zusammenbinden sollte.

Erste Gründungen waren die Verbände der Buchdrucker
und der Zigarrenarbeiter (1848), die jedoch nach der Revo-
lution von 1848 unterdrückt wurden. Den eigentlichen Durch-
bruch erlebte die Gewerkschaftsidee in den 1860er Jah-
ren, als in einer breiten Gründungswelle zahlreiche Berufs-
verbände handwerklich ausgebildeter Facharbeiter ent-
standen. Nicht die Ärmsten der Armen waren also die Grün-
der der Gewerkschaften. Auslöser in der Gründungsinitiati-
ve war vielfach die Erfahrung von Konflikt mit den Unter-
nehmern. Streikvereine bildeten zumeist den Ansatzpunkt
für den Wunsch nach Verstetigung der Organisation und zu-
gleich regionaler Ausdehnung, nicht zuletzt zur Risikostreu-
ung. Streikziele waren nicht nur Lohnerhöhung und Ar-
beitszeitverkürzung, sondern auch und vor allem eine men-
schenwürdige Behandlung durch die Fabrikherren. (Bevor-
stehende) Streiks boten im Übrigen auch in der weiteren Ent-
wicklung der Gewerkschaften Schübe für die Steigerung der
Mitgliedszahlen.

Unübersehbar war die Bindung der Gewerkschaften an die
großen weltanschaulichen Zeitströmungen und deren par-
teipolitische Ausformungen: Es entwickelten sich sozialde-
mokratische Freie Gewerkschaften, liberale Hirsch-Dunck-
ersche Gewerkvereine und – ab den 1890er Jahren – Christ-
liche Gewerkschaften. Deren jeweilige parteipolitische An-
sprechpartner waren die SPD, die Fortschrittspartei (bzw.
später die Deutsche Demokratische Partei) und das Zent-
rum. Diese so genannten Richtungsgewerkschaften haben
die weltanschauliche und zudem parteipolitische Spaltung
der Arbeitnehmerschaft nicht »gemacht«, wohl aber auf Jahr-
zehnte verfestigt.

Streiks und Gewerkschaften stießen auf den entschiedenen
Widerstand von Arbeitgebern wie Staat, die mit Anti-Streik-
vereinen und »schwarzen Listen« sowie mit der Gründung
von wirtschaftsfriedlich-werksgemeinschaftlichen Vereinen
einerseits, mit Verordnungen und Gesetzen (z.B. Koaliti-
onsverbote, Kontraktbruchgesetz und Sozialistengesetz) an-
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dererseits jegliche unabhängige Gewerkschaftsbewegung
im Keim zu ersticken bzw. einzudämmen trachteten.

Bald nach den Jahren des Sozialistengesetzes (1878–90)
gelang den Gewerkschaften der Durchbruch zur Massen-
bewegung; die Mitgliederzahl der Richtungsgewerkschaf-
ten, die sich zu drei unterschiedlichen Dachverbänden zu-
sammenfanden, stieg bis 1913 auf 3 Millionen, wovon der
Hauptanteil auf die Freien Gewerkschaften entfiel. Rück-
grat der Organisation waren die männlichen industriellen
Facharbeiter; während bald die Integration von Hilfsarbei-
tern gelang, blieben die Organisation von Frauen, Ange-
stellten und von Landarbeitern sowie die hohe Fluktuati-
onsrate auf Dauer Probleme. Schon Ende des 19. Jahr-
hunderts wurde der Weg zu berufsübergreifenden, dann
auch zu Industrieverbänden beschritten. Und ebenfalls be-
reits vor dem Ersten Weltkrieg bildeten sich die Organisati-
onsprinzipien der Gewerkschaften heraus, die bis heute Be-
stand haben: Persönliche Mitgliedschaft im Einzelverband,
der einem Gesamtverband angehört; Delegation von der ört-
lichen über die regionale zur zentralen Ebene durch demo-
kratische Wahlen. Rechenschaftspflicht der Vorstände aller
Ebenen gegenüber den entsprechenden Delegierten; zent-
rale Streikentscheidung; Aufbau eines zentralen Apparates
hauptamtlicher Funktionäre, die Verwaltung, Kassenwesen,
Agitation bzw. Werbung, Pressearbeit usw. übernehmen.
Daraus erwuchsen frühzeitig Probleme im Verhältnis zwi-
schen Mitgliedschaft und Apparat bzw. Nicht-Mitgliedern
und Gewerkschaften, deutlich etwa im Konflikt mit den »Lo-
kalisten« und – brisanter – im Ersten Weltkrieg und in der
Revolution 1918/19, als sich neben den und vielfach auch
gegen die Gewerkschaften Arbeiterproteste und -organi-
sationen (insbes. Räte) entwickelten. Dass diese Konfliktli-
nie fortbesteht, zeigte sich z.B. bei den »wilden Streiks« 1969.

Trotz zunehmender Tendenzen zur Angleichung in Pro-
grammatik und vor allem praktischer Gewerkschaftsarbeit
kam es weder im Kaiserreich noch in der Weimarer Repu-
blik zu einem Zusammenschluss der großen Richtungsge-
werkschaften, die sich erst zu Beginn des 20. Jahrhunderts
in heftigen Auseinandersetzungen von ihren geistigen »Zieh-
vätern« emanzipieren konnten: Das war für die Freien Ge-
werkschaften die »Massenstreikdebatte« mit der Sozialde-
mokratischen Partei, die mit der gegenseitigen Anerkennung
im »Mannheimer Abkommen« (1906) endete; und das war
der »Gewerkschaftsstreit« zwischen den Christlichen Ge-
werkschaften und der katholischen Kirche, an dessen En-
de eine eher zögerliche Duldung der interkonfessionellen,
freilich faktisch ganz überwiegend katholischen Christlichen
Gewerkschaften durch den Papst (1912) stand.

Spät, erst nach der Erfahrung des Scheiterns im Kampf
gegen den Nationalsozialismus und dann des vielfach ge-
meinsamen Widerstandes gegen die Diktatur, wurde die
Trennung in weltanschaulich bzw. parteipolitisch getrennte

Richtungsgewerkschaften überwunden. Während in der
sowjetischen Besatzungszone mit dem Freien Deutschen
Gewerkschaftsbund (FDGB) eine zentralistische Einheits-
gewerkschaft geschaffen wurde, die bald in Abhängigkeit
von der Sozialistischen Einheitspartei und damit der DDR-
Staatsführung geriet, knüpften die Gewerkschaftsgrün-
der(innen) in den Westzonen an das Modell unabhängiger
Gewerkschaften an, die – ohne richtungspolitische Auf-
spaltung – einem gemeinsamen Dachverband, dem 1949
gegründeten Deutschen Gewerkschaftsbund (DGB), an-
gehören. In den immer wieder einmal, gerade zu Wahlzei-
ten, aufflackernden Konflikten um die parteipolitische Un-
abhängigkeit bzw. Neutralität der Gewerkschaften leben die
politisch-weltanschaulichen Bruchlinien indessen fort, oh-
ne jedoch die frühere Sprengkraft zu entfalten.

Die in den ersten Jahrzehnten der Gewerkschaftsentwick-
lung deutlichen Strukturprobleme blieben in der Folgezeit,
also auch nach Gründung des DGB, erhalten: Die Entwick-
lung der Gewerkschaftsmitgliedschaft unterlag und unter-
liegt deutlichen Schwankungen, abhängig von der wirt-
schaftlichen Entwicklung, aber auch von politischen Kon-
junkturen; so stieg sie nach 1949 bis 1989 auf fast 8 Millio-
nen an, wuchs dann durch die Verschmelzung mit den FDGB-
Gewerkschaften bis 1991 auf nahezu 12 Millionen und sank
seitdem unter dem Druck der wirtschaftlichen Umstruktu-
rierung in den neuen Bundesländern und der Wirtschafts-
krise auf 7,3 Millionen im Jahre 2003 – mit fallender Tendenz.
Die heutige Struktur der Gewerkschaftsmitgliedschaft ent-
spricht weitgehend der Erwerbs- und Wirtschaftsstruktur der
späten 1950er Jahre; Defizite zeigen sich – bis auf Ausnah-
men vor allem im Dienstleistungsbereich – bei Frauen, An-
gestellten, Jugendlichen und bei Arbeitnehmern der »neu-
en« Branchen. Die Zusammenfassung von Einzelgewerk-
schaften zu Großverbänden mit – unter beruflichen oder bran-
chenbezogenen Aspekten – hochgradig heterogener Mit-
gliedschaft (z.B. IG Metall und ver.di) mag ein Beitrag zur Stär-
kung der gewerkschaftlichen Organisationskraft sein, ver-
breitert aber zum einen den Graben zwischen Organisation
und Mitgliedschaft bzw. Arbeitnehmerschaft und fördert zum
anderen die Entwicklung von Verbänden, die die Interessen
von kleinen Gruppen von Arbeitnehmern mit einer Schlüs-
selrolle vertreten, z.B. Cockpit.

Bilanz der gewerkschaftlichen Arbeit

Gewerkschaften sind kein Selbstzweck. Deswegen kann ei-
ne Bilanz der Gewerkschaftsentwicklung nicht an der Fra-
ge vorbeigehen, was die Gewerkschaften mit ihrer Arbeit
eigentlich bewirkt haben.

Der Beitrag der Gewerkschaften zur Besserstellung der Ar-
beitnehmer ist gewiss hoch zu veranschlagen, allerdings
kaum im Einzelnen zu quantifizieren, waren die sozialen und
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sozialpolitischen Verbesserungen seit dem ausgehenden
19. Jahrhundert doch nur in einem Bündnis mit parlamen-
tarischen und außerparlamentarischen Partnern und Ak-
teuren zu erreichen. Überwiegend positiv aus der Sicht der
abhängig Beschäftigten ist die Bilanz bezogen auf den Kern-
bereich der gewerkschaftlichen Aktivitäten, auf die tarifpo-
litische Arbeit. Deren Basis – Tarifautonomie und Tarifvertrag
– haben die Gewerkschaften nach internem Klärungspro-
zess erst gegen die zum Teil erbitterte Ablehnung der Ar-
beitgeber durchgesetzt; letztere haben nicht sogleich die
Ordnungsfunktion der Tarifverträge (an-)erkannt und diese
zudem immer wieder in Krisenzeiten, z.B. in der Weltwirt-
schaftskrise der 1930er Jahre, in Frage gestellt. Als Ergeb-
nis der Tarifpolitik ist indessen festzuhalten: Die Lohnhöhe
ist seit Beginn des 20. Jahrhunderts vervielfacht worden.
Das wiegt umso schwerer, als dieser Prozess von einer eben-
falls vor allem von der Tarifpolitik getragenen Verkürzung der
Wochenarbeitszeit sowie – nimmt man den Urlaub hinzu –
der Jahresarbeitzeit begleitet worden ist. Außerdem haben
die Gewerkschaften mit ihren Konzeptionen und mit ihrem
politischen Einfluss einen wesentlichen Beitrag zur sozialen
Absicherung gegen die Folgen der Lebensrisiken, wie Krank-
heit, Invalidität, Alter und Arbeitslosigkeit, geleistet. Und nicht
vergessen sei auch der Stand des arbeitsrechtlichen Schut-
zes – vom Kündigungsschutz bis zur Mitbestimmung. Alle
diese Errungenschaften haben jedoch Schwachstellen bzw.
negative Begleiterscheinungen; dafür nur ein Beispiel: Die
zunehmende Verdichtung der Arbeit und auch die Verbrei-
tung von Schicht- und Nachtarbeit als Folge der Arbeits-
zeitverkürzung. Außerdem sind alle tarifpolitischen Standards
und sozialpolitischen sowie arbeitsrechtlichen Regelungen
– vor allem in Zeiten der Krise – wieder rückholbar. Ge-
werkschaften haben also, getragen und ermöglicht von der
Dynamik der wirtschaftlichen Entwicklung, einen zentralen
Beitrag zur Anhebung des Lebensstandards breiter Bevöl-
kerungsschichten und damit zum Auf- und Ausbau des de-
mokratischen Sozialstaats geleistet. Doch dass sie sich da-
mit selbst überflüssig gemacht hätten, kann wohl angesichts
der sich immer wieder neu auftürmenden Probleme nicht
behauptet werden.

Gewerkschaften sind zudem eine Bewegung von großer po-
litischer Bedeutung. Schon die Wahrnehmung ihrer Schutz-
und Ordnungsfunktion erzwang das Ausgreifen auf die Po-
litik, ging es doch erst einmal um die Schaffung der recht-
lich-politischen Voraussetzungen für freie Gewerkschafts-
arbeit und um Aufbau und Sicherung eines demokratischen
Rechtsstaats. Die großen Richtungsgewerkschaften haben
sich – schaut man auf die Mitgliedszahlen – als größte or-
ganisierte Kraft nicht nur zur Sozialreform, sondern auch zur
Durchsetzung der Demokratie erwiesen, wobei es immer
auch um die Sicherung der Voraussetzungen der eigenen
Existenz- und Handlungsbedingungen ging. Zusammen mit
anderen Verbänden und politischen Parteien haben sie ge-
gen zum Teil massive Widerstände für die sozialstaatliche

Zähmung der privatkapitalistischen Ordnung, für die Veran-
kerung und Verwirklichung der liberalen Grundrechte und
für den Auf- und Ausbau der parlamentarischen Demokra-
tie gestritten. Das gilt – man denke an die Aufbaujahre nach
1945 und etwa an die Debatte um die Notstandsgesetze –
auch für die Entwicklung der Bundesrepublik. Damit haben
sie einen Beitrag zum Abbau der Klassenspannungen, ja der
Klassengesellschaft überhaupt geleistet.

Dieser Weg war jedoch keineswegs eine geradlinige Er-
folgsstory: In entscheidenden Situationen der deutschen Ge-
schichte – zu Beginn des Ersten Weltkriegs und bei der na-
tionalsozialistischen Machtübernahme etwa – mussten die
Gewerkschaften schwere Niederlagen hinnehmen. Waren
es im August 1914 vor allem die Freien Gewerkschaften, de-
ren Verzicht auf Kampfmaßnahmen für die Dauer des Krie-
ges zu heftigen Konflikten in den eigenen Reihen sowie mit
weiten Kreisen der (industriellen) Arbeiterschaft führte, so er-
lebten die Richtungsgewerkschaften den Siegeslauf der Na-
tionalsozialisten und schließlich die Machtübernahme Hit-
lers sowie die Zerschlagung bzw. Gleichschaltung ihrer Or-
ganisationen als gemeinsame Niederlage. Die Gewerk-
schaften gehörten indessen nicht zu den Kräften, die soziale
oder wirtschaftliche Krisen zur willentlichen Zerstörung der
Demokratie genutzt haben. Allerdings zeigten sie – womit
sie z.B. 1930 ff. nicht allein standen – die fatale Neigung,
Entschlossenheit und Radikalität ihrer Gegner und der Fein-
de der Demokratie zu unterschätzen.

Fazit

Die Gewerkschaften haben sich in ihrer langen Geschichte
als einflussreiche und weitestgehend erfolgreiche Bewegung
zur Besserstellung der Arbeitnehmer in Wirtschaft, Gesell-
schaft und Politik erwiesen. Entgegen immer wieder geäu-
ßerten Parolen ist nicht zu erkennen, dass die Gewerk-
schaften ihren sozialen und politischen Gestaltungsanspruch
verabsolutiert hätten; auch waren sie nicht Vertreter nur par-
tikularer Interessen, sondern sie waren immer wieder be-
reit, Verantwortung für das Ganze zu übernehmen. So ha-
ben sie über mehr als ein Jahrhundert – über alle politi-
schen Katastrophen hinweg – die Kontinuität ihres Enga-
gements für eine soziale und freiheitliche Gesellschaft ge-
wahrt. Freilich blieben – auch in der Geschichte der Bun-
desrepublik Deutschland – politische Niederlagen nicht aus;
so haben die Gewerkschaften immer wieder erleben müs-
sen, dass sie sich mit zentralen politischen Forderungen –
von der paritätischen Mitbestimmung bis zu Fragen der Kon-
junkturpolitik – nur in begrenztem Maße oder auch gar nicht
haben durchsetzen können. Zudem zeigt sich, dass Ge-
werkschaften gerade in Zeiten wirtschaftlicher Krise wie ver-
stärkten internationalen Konkurrenzdrucks im Zeichen der
Globalisierung nicht immer in der Lage sind, Verschlechte-
rungen bisher erreichter tariflicher und/oder sozialpolitischer
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Standards zu verhindern. Diese Probleme werden gegen-
wärtig dadurch verschärft, dass den Gewerkschaften mit
den Veränderungen von Wirtschaftsstruktur und Arbeitswelt
die Basis der eigenen organisatorischen Stärke, die »klas-
sische« Industrie mit der Industriearbeiterschaft, abhanden
zu kommen droht.

Angesichts der bisher bewiesenen Flexibilität in Organisati-
onsstruktur, Programmatik und (tarif-)politischer Praxis, ist
jedoch – entgegen manch aktuellen Prognosen – nicht da-
von auszugehen, dass die Gewerkschaften, die zwar mit
dem Industriezeitalter entstanden sind, nun mit dessen ra-
dikaler Veränderung untergehen. Denn zum einen verändern
sich die Gewerkschaften als Antwort auf die Herausforde-
rungen, vor denen sie stehen; und zum anderen bedeuten
Wandel und auch Bedeutungsschwund der Industriearbeit
nicht das Ende der Erwerbsarbeit; es sind die aus letzterer
entstehenden Konflikte, zu deren Lösung oder zumindest
Abfederung immer wieder aufs Neue ein Beitrag zu leisten
ist; und wer anders als die Gewerkschaften sollte dies tun?
In dieser Funktion werden sie weiterhin gebraucht.

Die Beiträge sind auszugsweise in englischer Sprache im CESifo Internet
Forum auf unserer Website www.cesifo.de zu finden.


